	[image: image1.png]‘LEMEIDETAG
BADEN-WURTTEMBERG





	[image: image2.png]





@@SDN HaraldBurkhart
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Arbeitsvermittlung gehört nicht ins Landratsamt

Kommunen von Kosten der Arbeitslosigkeit entlasten

Stuttgart. Eine wirkliche Entlastung der Kommunen durch die Zusammenlegung von Arbeitslosen‑ und Sozialhilfe verlangte der Gemeindetag. Das könne durch die Eingliederung eines Teils der Arbeitsämter in die Landratsämter nicht gelingen.

Der Gemeindetag forderte die Landesregierung auf, die von ihr als ‚Südwestmodell’ ins Spiel gebrachte Übernahme der Arbeitslosenhilfe in die Landratsämter nicht weiter zu verfolgen. „Die Arbeitsvermittlung, die damit einfach zusammenhängt, gehört bei einem immer globaleren Arbeitsmarkt nicht in die Landratsämter,“ sagte Johannes Stingl, Beigeordneter beim Gemeindetag. „Eine Entlastung der Kommunen ist so nicht zu erreichen.“ Anstelle des auch von Ministerpräsident Erwin Teufel abgelehnten ‚Bundessozialamts’ sollen sich, so Stingl, die Arbeitsämter um arbeitsfähige Sozialhilfeempfänger kümmern.

Gleichzeitig kritisierte der Gemeindetag die von Bundesfinanzminister Eichel vorgeschlagene Gegenfinanzierung über die Umsatzsteuer. Das gehe zulasten der Länder und Kommunen. Baden-Württemberg werde mit 1,047 Milliarden Euro (2005) überproportional belastet. Die Kommunen im Land müssten über den Finanzausgleich 240 Millionen Euro davon mittragen. Die vom Bundeskanzler in der ‚Ruck-Rede’ versprochene nachhaltige Entlastung der Gemeinden werde so nicht eingelöst. Mit der Erhöhung seines Umsatzsteuer-Anteils will der Bund die von den Kommunen zu übernehmenden Aufwendungen für arbeitsfähige Sozialhilfeempfänger decken.

„Ich erwarte von der Landesregierung, dass sie sich im Bundesrat für eine Lösung einsetzt, die unsere Kommunen endlich dauerhaft von den Kosten der Arbeitslosigkeit entlastet. Arbeitsmarkt ist Bundessache,“ sagte Stingl. Der Bund dürfe sich nicht aus der Verantwortung stehlen und dadurch Verteilungsstreit zwischen Ländern und Kommunen hervorrufen.
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